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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

2019 setzten sich das Zentrum für Demokratie Aarau (ZDA) und die Tagespresse mit der
Frage auseinander, ob sich die Demokratie als Staatsform, sowohl in der Schweiz als
auch weltweit, in einer Krise befindet. Der Zustand der Demokratie wurde hierbei
jeweils unterschiedlich bewertet:
Im Feuilleton der NZZ ging man der Frage nach, ob wir uns in einem postfaktischen
Zeitalter befinden, in welchem die Wissenschaft an Geltung verloren habe, und ob als
Folge daraus ein «Ende der Demokratien» resultieren könnte. Politik ohne Fakten, so
ein Argument der US-amerikanischen Philosophin Seyla Benhabib, würde die für
Demokratien essenzielle «Verständigungsbereitschaft» der Bevölkerung und damit die
Diskursöffentlichkeit «torpedieren». Man könne tatsächlich annehmen, dass sich
solcherart Zustände mehren würden, blicke man etwa auf die Präsidenten Jair
Bolsonaro (BRA) oder Donald Trump (USA) als «militante oder habituelle
Antiintellektuelle», doch sei dies nur ein Teil des Ganzen, wie Elena Wilhelm von der
ZHAW in ihrem Kommentar entgegnete. Eine international durchgeführte Studie des
Meinungsforschungs- und Umfrageinstituts Gallup, welches jährlich auch den World
Happiness Report veröffentlicht, habe nämlich ergeben, dass 72 Prozent der
Bevölkerung der Wissenschaft noch immer vertraue, allerdings öfters auch ihren
Nutzen in Frage stelle – nur 41 Prozent der Befragten glaubten, dass die Wissenschaft
der Bevölkerung zugutekomme. Der Glauben an Fakten sei folglich noch vorhanden.
Wichtig sei deshalb, dass die «Diskursgemeinschaften» gestärkt würden, indem die
Wissenschaft wieder vermehrt Debatten anstosse und so einen Mehrwert für
Diskussionen böte und dem «Postfaktische[n]» etwas entgegenhalten könne.
Das ZDA fühlte der Demokratie mit dem im Herbst erschienenen Buch «Brennpunkt
Demokratie» auf den Zahn. Ein Auszug des darin publizierten Artikels von Sarah Engler
und Daniel Kübler wurde auch in der Aargauer Zeitung veröffentlicht.
Historisch betrachtet habe es noch nie so viele Demokratien gegeben wie heute: Über
60 Prozent aller Staaten seien Demokratien. Seit zehn Jahren sei aber eine Stagnation
dieser Zahl festzustellen, was «Pessimisten» gerne dazu verleite, von einem Niedergang
der Demokratie zu sprechen. Weltweit seien Bürgerinnen und Bürger «zunehmend
unzufrieden und misstrau[t]en Parteien und Eliten», beispielsweise weil man sich
missverstanden fühle oder Anliegen nicht ernstgenommen würden. Auf der anderen
Seite seien teilweise Personen an der Macht, welche demokratische Grundprinzipien
infrage stellten. Dies lege nahe, dass Populismus die Demokratie gefährde, gleichzeitig
führe der Einzug von Populisten in die Regierung «nicht automatisch zu
demokratischen Einbussen»; mit der SVP habe die Schweiz längst eine populistische
Partei in der Regierung, doch seien hier derart unterminierende Tendenzen nicht zu
beobachten.
Weitere Resultate, die auf den am ZDA entwickelten Demokratiebarometer
zurückgehen, zeigten auf, dass auch insgesamt in Europa kein genereller
«Qualitätsverfall der Demokratie» festzustellen sei. In einzelnen Staaten wie
Griechenland und Spanien sei aufgrund der dortigen Wirtschaftskrise oder in Italien
und Ungarn aufgrund der Einschränkung der Pressefreiheit aber ein deutlicher
Rückgang demokratischer Parameter zu verzeichnen.
Ein letzter Aspekt wurde schliesslich zu Jahresende wiederum in der NZZ thematisiert:
Hass, Sexismus und Drohungen seien in der Politik und gegenüber Journalisten häufiger
geworden. So sah sich Marionna Schlatter (gp, ZH) während ihrer Kandidatur für den
Ständerat mit Morddrohungen konfrontiert, Christoph Mörgeli und Roger Köppel (svp,
ZH) seien verbal attackiert und in einem Zürcher Lokal mit Getränken überschüttet
worden. 
Frauen gegenüber, so die Soziologieprofessorin Katja Rost, sei der Hass vermehrt
sexistischer Natur und persönlich gefärbt. Amtierende Politikerinnen seien sich daher
einig, dass dies junge Frauen vom Einstieg in die Politik abhalten könnte, und Rost fügte
hinzu, dass Hass dazu führe, dass sich Frauen nicht mehr vorbehaltlos kontrovers
äussern könnten. Der Hass stelle aber insgesamt «eine Gefahr für die Demokratie» dar
und treffe Politikerinnen und Politiker jedweder Gesinnung. Bei den «Hatern» handle
es sich zwar nur um einen «marginalen Teil der Gesellschaft» – dieser hätte aber einen
«extremen Effekt». Umso wichtiger, resümierte man in der Zeitung, sei es, dass man
dem Hass nicht kampflos das Feld überlasse und sich für «Anstand in der politischen
Debatte» einsetze. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Rechtsordnung

Grundrechte

Am Tag nach der Annahme der Burka-Initiative im Tessin liess das Egerkinger Komitee,
welches einst erfolgreich die Minarett-Initiative lanciert hatte, verlauten, dass eine
ähnlich formulierte, nationale Volksinitiative zur Unterschriftensammlung bereitstünde.
Möglich also, dass das Anliegen nach dem Scheitern im Parlament den Weg über die
Volksrechte nehmen wird. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.09.2013
NADJA ACKERMANN

Frischen Wind in die gesellschaftliche Debatte ums nationale Verhüllungsverbot
brachte die grossmehrheitliche Zustimmung des St. Galler Stimmvolks zu einem
Verhüllungsverbot auf kantonaler Ebene im September 2018. Damit war St. Gallen nach
dem Tessin der zweite Kanton, in dem die Gesichtsverhüllung in der Öffentlichkeit
verboten wurde. Der Präsident des Initiativkomitees der nationalen Volksinitiative «Ja
zum Verhüllungsverbot», der Solothurner SVP-Nationalrat Walter Wobmann, deutete
die St. Galler Entscheidung als ein positives Zeichen für die bevorstehende Abstimmung
über das schweizweite Verhüllungsverbot. Bundespräsident Berset gab demgegenüber
in der Presse zu Protokoll, man nehme das Resultat auf Kantonsebene zur Kenntnis,
aber auf nationaler Ebene sei die Debatte eine andere – dies wohl, weil die St. Galler
Bestimmung die Gesichtsverhüllung nur dann verbietet, wenn von ihr eine Gefährdung
für die öffentliche Sicherheit ausgeht.
Im Zuge der gleichzeitig laufenden Vernehmlassung zum Bundesgesetz über das
Gesichtsverhüllungsverbot, das vom Bundesrat als indirekter Gegenvorschlag zur
Volksinitiative aus der Taufe gehoben worden war, taten im Herbst 2018 zahlreiche
Akteure ihre Ansichten zur Burkafrage in den Medien kund. Unter den Parteien lehnten
neben der SVP – ihres Erachtens nehme der bundesrätliche Gegenvorschlag das
Anliegen der Initiative nicht ernst – auch die Grünen den indirekten Gegenvorschlag ab.
Sie betrachteten den Gegenvorschlag als unverhältnismässig und unnütz, da Nötigung
ohnehin bereits verboten sei und der Gegenvorschlag genauso wenig zu den Rechten
und zur Gleichberechtigung muslimischer Frauen beitrage wie die Initiative; letztlich
schürten beide Vorurteile gegen die muslimische Bevölkerung. Auf der anderen Seite
begrüsste die GLP den Vorschlag des Bundesrates vorbehaltlos. Die CVP und die FDP
unterstützten beide die Stossrichtung des Bundesrates, brachten aber
entgegengesetzte Vorbehalte zum Ausdruck. Während sich die CVP eine weitergehende
Regelung im Sinne eines auf Gesetzesebene verankerten, allgemeinen
Verhüllungsverbots wünschte, lehnte die FDP ein solches auf nationaler Ebene
kategorisch ab – dies liege in der Kompetenz der Kantone – und zweifelte generell am
Gesetzgebungsbedarf in dieser Frage, da es sich bei der Burka in der Schweiz um eine
marginale Erscheinung handle. Für gut befand die FDP jedoch die klaren Regeln zum
Behördenkontakt. Dieser Teil des bundesrätlichen Vorschlags war – neben der
Feststellung, es sei richtig, der Initiative überhaupt mit einem indirekten
Gegenvorschlag entgegenzutreten – auch der einzige Punkt, den die SP mehr oder
weniger einhellig unterstützte. In allem, was darüber hinausging, zeigten sich die
Sozialdemokraten gespalten. Der Waadtländer Nationalrat Pierre-Yves Maillard, der sich
schon zuvor als Burka-Gegner zu erkennen gegeben hatte, fand in seiner Partei rund 40
Mitstreiterinnen und Mitstreiter, die ein Verbot der Burka in der Schweiz
befürworteten, wenn auch nicht in der Bundesverfassung, sondern auf Gesetzesstufe.
Sein Lausanner Parteikollege Benoît Gaillard bezeichnete die Burka als eine religiöse
Praxis, die der Gleichstellung von Mann und Frau, den Menschenrechten und den
Fundamenten der Demokratie zuwiderlaufe. Man dürfe nicht ein Jahrhundert des
Kampfes für die Gleichstellung der Geschlechter der Toleranz gegenüber einer
religiösen Minderheit opfern, denn der Gesichtsschleier beraube die Frauen ihrer
öffentlichen Existenz, was nicht mit der Schweizer Bürgerschaft vereinbar sei. Der
bundesrätliche Gegenvorschlag tauge demnach gemäss Maillard nicht, um den Erfolg
der Initiative zu verhindern. Ebenfalls für ein Burkaverbot auf Gesetzesstufe sprach sich
die Waadtländer Ständerätin Géraldine Savary aus; sie sah den Vorschlag des
Bundesrates als geeigneten Ausgangspunkt für die entsprechende parlamentarische
Debatte. Mit einer rein parlamentarischen Lösung, hoffte sie, könnte die Abstimmung
über die Volksinitiative verhindert und der Abstimmungskampf vermieden werden, der
die muslimische Bevölkerung stigmatisieren und die Frauen «als Geiseln nehmen»
werde, wie sie der «Tribune de Genève» erklärte. Eine andere Ansicht vertrat hingegen
beispielsweise der Genfer Nationalrat Carlo Sommaruga, der den Gegenvorschlag
genügend überzeugend fand, um den zögernden Teil der Wählerschaft zu gewinnen. Er
erlaube die Bestrafung von Nötigung und lasse gleichzeitig den Frauen, die sich aus
freien Stücken verschleiern wollten, die Wahl; allen unsere Vorstellung von Gleichheit

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.02.2019
KARIN FRICK
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aufzuzwingen wäre hingegen Ausdruck eines «kolonialen Feminismus», wie Sommaruga
von «Le Temps» zitiert wurde.
Von den insgesamt 69 eingegangenen Stellungnahmen qualifizierte der Ergebnisbericht
zur Vernehmlassung rund zwei Drittel, mehrheitlich mit Vorbehalten, als befürwortend
und ein Drittel als ablehnend. Neben der SVP, den Grünen, der EVP, der EDU, dem
Egerkinger Komitee, der EKR, dem SGB und vier weiteren Organisationen lehnten
sowohl die KKJPD als auch sieben Kantone den bundesrätlichen Gegenvorschlag ab.
Ihrer Ansicht nach sollten die Kantone selbst über die Frage des Verhüllungsverbots
entscheiden können beziehungsweise bringe der Vorschlag des Bundesrates keinen
Mehrwert gegenüber dem geltenden Recht. Demgegenüber unterstützten die übrigen
Parteien der Bundesversammlung, 18 Kantone, verschiedene Frauen- und
Menschenrechtsorganisationen sowie u.a. die EKF, die SKG, der schweizerische
Tourismusverband und Hotelleriesuisse den Gegenvorschlag, wobei einige von ihnen
erklärten, dass dieser sogar noch weiter gehen dürfte. Positiv hervorgehoben wurde
von verschiedenen Teilnehmenden, dass der Gegenvorschlag die Autonomie der
Kantone wahre und so auch Rücksicht auf die Tourismusdestinationen nehme, dass er
Probleme gezielt dort löse, wo sie aufträten, und dass er klare und einfach anwendbare
Regeln enthalte. Der Bezug zur Initiative wurde unterschiedlich beurteilt. Während
einige die Ansicht vertraten, der Gegenvorschlag nehme das Anliegen der Initiative auf
und beseitige deren unangemessene Punkte, sahen andere keine Vergleichbarkeit mit
der Initiative. Passend zum Tenor der Vernehmlassungsergebnisse resümierte der
Tages-Anzeiger, der Vorschlag des Bundesrates sei «umstritten, aber nicht
chancenlos». 3

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Erste Teilresultate einer in Rahmen des NFP 21 durchgeführten Studie zeigten, dass die
Landeskirchen in den letzten Jahrzehnten viel von ihrer Autorität und damit auch von
ihrer gesellschaftlichen und politischen Bedeutung verloren haben. Zwar sind mehr als
93% der Schweizerinnen und Schweizer Mitglieder einer christlichen
Glaubensgemeinschaft, doch die weitaus meisten sind der Auffassung, dass sie auch
ohne Kirche an Gott glauben können. Religiöse Identität wird nicht mehr in der
Übereinstimmung mit der Lehre der Kirche erfahren, sondern in der individuellen Wahl
aus den verschiedensten Glaubenslehren. So glauben weit über 90% an die Existenz
einer höheren Macht, aber nur noch 60% an den christlichen Gott. Dennoch steht für
drei Viertel der Befragten ein Kirchenaustritt nicht zur Diskussion, offenbar weil die
Kirchenmitgliedschaft als eine der Selbstverständlichkeiten des Lebens erachtet wird. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.10.1990
MARIANNE BENTELI

Eine grossangelegte Nationalfondsstudie über die religiöse Ausrichtung der
Wohnbevölkerung in der Schweiz entkräftete die bisher allgemein vertretene
Säkularisierungsthese. Die Bindung an die traditionellen Kirchen nimmt zwar stetig ab,
doch führt dies nicht zum Atheismus, sondern zu einer individuell gefärbten
Religiosität, welche sich aus verschiedenen, auch ausserchristlichen Quellen
zusammensetzt. Die Studie erlaubte auch die Feststellung, dass sich Spuren des
einstigen konfessionellen Milieus, welches vor allem auf katholischer Seite bis in die
Mitte der sechziger Jahre recht geschlossen war, heute praktisch nur noch im
Abstimmungsverhalten und in der parteipolitischen Landschaft der Schweiz
niederschlagen. Auch bei der wachsender Distanz zu der Kirche kann die Verankerung
in einer Partei wie der CVP zunächst erhalten bleiben. Zumindest scheint sich die
Lockerung der Kirchenbindung erst mit einer Phasenverzögerung auf die Politik
auszuwirken. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.04.1992
MARIANNE BENTELI

In einem von der Römisch-katholischen Zentralkonferenz (RKZ) — der Vereingung der
Kantonalkirchen — in Auftrag gegebenen Gutachten kamen namhafte Juristen,
Politikwissenschafter und Theologen zum Schluss, die Einsetzung von Haas als
Weihbischof mit Nachfolgerecht sei 1988 in Verletzung völkerrechtlicher und
innerkirchlicher Bestimmungen erfolgt. Insbesondere seien die Konkordatsrechte des
Kantons Schwyz verletzt und gegen den Grundsatz von Treu und Glauben verstossen
worden. Sie vertraten die Ansicht, eine Reform der Bischofswahlen dränge sich

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.11.1992
MARIANNE BENTELI
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zwingend auf, da sonst entsprechend umstrittene Ernennungen in den Bistümern Basel
und St. Gallen folgen könnten. 

Die katholische Bischofskonferenz, welche nach wie vor ihre Hoffnungen in eine
persönliche Intervention des Papstes setzt, distanzierte sich vom Gutachten der RKZ,
welcher sie vorwarf, damit ihre Kompetenzen überschritten zu haben. Die Bündner
Regierung gab ihrerseits ein Gutachten in Auftrag. 6

Die von der schweizerischen Bischofskonferenz erwogene Möglichkeit, die Kontroverse
um Bischof Haas durch eine Abtrennung des Kantons Zürich — und eventuell auch der
Innerschweiz — vom Bistum Chur (beispielsweise in Form einer apostolischen
Administratur) zu entschärfen, wurde von Rom vorläufig verworfen. Ohne die offizielle
Stellungnahme des Vatikans abzuwarten, erklärte der Vorsitzende der
Glaubenskongregation und enge Vertraute des Papstes, Kardinal Rauber, Haas werde im
Amt bleiben, und er sehe keine juristische oder institutionelle Lösung des Konfliktes.
Auch in der Schweiz war der Vorschlag verschiedentlich als Scheinlösung kritisiert
worden, die verkenne, dass es sich hier nicht um eine Gebietsfrage, sondern um ein
personelles Problem in Gestalt des äusserst konservativen, der Glaubensgemeinschaft
"Opus Dei" nahestehenden Haas handle. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1992
MARIANNE BENTELI

Nach den Auseinandersetzungen um die Ernennung des Churer Bischofs Wolgang Haas
kam der Wahl eines neuen Bischofs in der Diözese Basel - mit 10 Kantonen und 1,1 Mio
Katholiken das grösste Schweizer Bistum - besondere Bedeutung zu. Aufgrund des
Konkordates von 1828, welches dem Domkapitel und den Regierungen der betroffenen
Kantone weltweit einmalige Rechte bei der Wahl eines Bischofs zugesteht, konnte
davon ausgegangen werden, dass sich so umstrittene Vorkommnisse wie bei der
Einsetzung von Haas nicht wiederholen würden. Die Wahl verlief denn auch ungestört
und ohne laute Töne. Gewählt - und vom Papst bestätigt - wurde der Stadtberner
Pfarrer und Dekan Hansjörg Vogel, der in Kirchenkreisen als profiliert und
aufgeschlossen gilt. 

Gleichzeitig mit der Bestätigung Vogels ernannte der Papst den eher als
traditionalistisch eingeschätzten Walliser Priester Pierre Burcher zum neuen
Weihbischof des Bistums Freiburg-Lausanne-Genf. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.07.1994
MARIANNE BENTELI

Überraschend trat im Herbst auch der Oberhirte des Bistums St. Gallen, Otmar Mäder
zurück. St. Gallen ist wie Basel eine der wenigen Diözesen der Welt, in denen der
Bischof nicht von Rom ernannt, sondern von einem lokalen Gremium gewählt wird,
wobei allerdings - anders als in Basel - die Kandidaten bereits vor der Wahl der
Zustimmung des Vatikans bedürfen. Bis zur Bestellung des neuen Bischofs wurde die
Diözese einem Administrator unterstellt. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.10.1994
MARIANNE BENTELI

Die Diskussion über den Bistumsartikel in der Bundesverfassung kam erneut in Gang.
Angesichts der Arbeitsüberlastung der Schweizer Bischöfe, welche immer häufiger zu
gesundheitsbedingten vorzeitigen Rücktritten führt, forderte der Präsident der
Schweizerischen Bischofskonferenz eine baldige Restrukturierung vor allem der drei
grossen Diözesen Basel, Chur und Freiburg-Lausanne-Genf. Bereits 1982 hatte eine von
der Bischofskonferenz eingesetzte Projektkommission die Schaffung von drei neuen
Bistümern mit Sitz in Genf, Zürich und Luzern vorgeschlagen, was bei den anderen
Konfessionen teilweise kritisch aufgenommen worden war. Gemäss Verfassung (Art. 50
Abs. 4) muss der Bund die Errichtung neuer Bistümer auf schweizerischem Gebiet
genehmigen. Diese Bestimmung, welche auf die vom Kulturkampf geprägte Totalrevision
der Bundesverfassung von 1874 zurückgeht, wird von den Katholiken als
diskriminierende Anomalie empfunden, weshalb der Präsident der Bischofskonferenz
erneut die baldige Abschaffung des Bistumsartikels verlangte. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.1994
MARIANNE BENTELI
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In einem ungewöhnlichen Vorgang unterstellte die Ausländerkommission, in Absprache
mit dem Patriarchat von Belgrad und den hiesigen serbisch-orthodoxen
Kirchgemeinden – mit rund 100'000 Gläubigen die drittgrösste christliche
Glaubensgemeinschaft in der Schweiz –, diese einer Notverwaltung. Die Massnahme
drängte sich auf, da der für die Schweiz zuständige, in Hildesheim (D) residierende
Patriarch trotz anderslautenden Empfehlungen immer wieder pointiert konservativ-
nationalistische und zudem oft schlecht ausgebildete Priester seiner Wahl in die
Schweiz geschickt und sich um rechtliche Dinge wie die Aufenthaltsbewilligung foutiert
hatte. Es wird nun eine Gesamtregelung für die Bewilligung von orthodoxen Geistlichen
angestrebt, ähnlich wie sie für die muslimischen Imame besteht. Damit soll eine gewisse
Fähigkeit zur Integration in die hiesige Gesellschaft und der Wille dazu sichergestellt
werden. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.02.2001
MARIANNE BENTELI

Die Frage, inwiefern dem Islam über seine religiösen und gesellschaftlich-kulturellen
Symbole wie dem Kopftuch oder der Burka in einer säkularen, aber in christlicher
Tradition stehenden Gesellschaft Sichtbarkeit zugestanden wird, beschäftigte nicht nur
die Legislativen. So fanden sich etwa die öffentlich-rechtlichen Medien unverhofft im
Spannungsfeld zwischen den von der Gesellschaftsmehrheit vertretenen Werte und der
durch eine Minorität gleichermassen beanspruchten Glaubens- und Religionsfreiheit
wieder. Der Fall einer Westschweizer Journalistin und kopftuchtragender Muslima, die
sich um eine Stelle beim öffentlichen Westschweizer Radio bewarb, drängte die
Journalistenzunft zur Auseinandersetzung mit ihrem gesellschafts- und
verfassungspolitischen Selbstverständnis. Dabei gingen die Meinungen über die
Gewichtung der Glaubens- und Religionsfreiheit im grundsätzlich religionsneutralen
Angebot des öffentlich-rechtlichen Senders auch SRG-intern weit auseinander. Mit
Hinweis auf die Singularität des Falls sah die SRG von einer schweizweiten Regelung der
Kopftuchfrage ab und überliess den Entscheid der Westschweizer RTS, die ihren
Mitarbeitenden das sichtbare Tragen religiöser, aber auch politischer Symbole im
Rahmen ihrer Berufsausübung in der Öffentlichkeit verbot. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.01.2011
SUZANNE SCHÄR

Das in Bern geplante „Haus der Religionen“, unter dessen Dach gemäss Vereinszweck
Muslime, Aleviten, Hindus, Buddhisten, Christen, Juden, Baha’i und Sikh zum
friedlichen Dialog zusammenfinden sollen, erhielt Ende Juli die Gesamtbaubewilligung.
Eine Mantelnutzung (Wohnen, Verwaltung, Gewerbe) des durch private Investoren
getragenen Baus soll die Errichtung und den Unterhalt des eigentlichen Kultuszentrums
querfinanzieren und langfristig absichern. Stadt und Kanton Bern engagieren sich mit
diversen finanziellen Beiträgen. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.05.2011
SUZANNE SCHÄR

Im Juni des Berichtjahres erfolgte in Bern der Spatenstich zum „Haus der Religionen“,
unter dessen Dach alle Religionen zum friedlichen Dialog zusammenfinden sollen. Die
Überbauung an der Europastrasse soll auch Wohnungen, Restaurations- und
Detailhandelsbetriebe umfassen. Der erfolgte Spatenstich entsprach einem grossen
Meilenstein, da der Baubeginn aufgrund von Einsprachen und fehlenden finanziellen
Mitteln mehrmals verzögert worden war. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.06.2012
MÄDER PETRA

Andreas Thiels Interpretation des Korans als "einziger Aufruf zur Gewalt" sowie seine
Darstellung Mohammeds als Sklaventreiber, Kinderschänder und Massenmörder, die der
Politsatiriker im November in einem mehrseitigen Beitrag in der Weltwoche verbreitete,
hatten eine Einladung zur Sendung "Schawinski" zur Folge. Ab Beginn der 30-minütigen
Sendung, die jegliche Sachlichkeit vermissen liess, provozierten sich Gast und
Moderator Roger Schawinski im Akkord, wobei die anfänglichen Sticheleien rasch in
gegenseitige respektlose Beschimpfungen gipfelten. "Am Tiefpunkt der Islamdebatte"
konstatierte die Basler Zeitung; "Zwei Gockel erklären die Welt" titelte die Berner
Zeitung. Der Schlagabtausch wurde dennoch - oder höchstwahrscheinlich gerade
deswegen - zum Online-Phänomen: Kein SRG-Video wurde in kürzester Zeit so oft
angewählt wie der "skurrile Showdown" (Der Bund) mit über 500'000 Klicks nach nur
wenigen Tagen. Über 150 Beanstandungen gingen im Anschluss der Sendung an die
SRG-Ombudsstelle ein, was einem Spitzenwert entsprach: Nur die Berichterstattung
der "Rundschau" über den Kampfjet Gripen im April 2014 führte mit 110 Eingaben zu
ähnlich vielen Beschwerden. Die Grossmehrheit der Beschwerden richteten sich gegen
Schawinskis "respektlose" Interviewführung. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.11.2014
MARLÈNE GERBER
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Vollkommen missraten sei das Gespräch zwischen Roger Schawinski und Andreas Thiel
in der Sendung "Schawinski" vom Dezember 2014, rügte der Ombudsmann Achille
Casanova in einer schriftlichen Stellungnahme. Eine Diskussion von Thiels These, der
Islam sei ein "einziger Aufruf zur Gewalt", habe nicht stattgefunden, womit das
Sachgerechtigkeitsgebot mehrfach verletzt worden sei. Stattdessen habe der Gastgeber
den Geladenen beleidigt oder unterbrochen und Letzterer habe die Antwort auf die an
ihn gerichteten Fragen verweigert oder nur mit Gegenfragen geantwortet. Als
"gravierende Fehlleistung" bezeichnete der Ombudsmann, dass Schawinski ein in der
Berner Zeitung abgedrucktes Zitat von Thiel aus dem Kontext gerissen habe, wodurch
der Eindruck entstanden sei, Thiel bezeichne die Muslime als "zwischen Neandertaler
und Homo sapiens steckengeblieben". Diese Aussage Thiels habe sich aber nicht auf die
Muslime generell bezogen, sondern darauf, wie sie unseren hiesigen Humor verstehen
würden. Das SRF nahm die Kritik des Ombudsmanns zur Kenntnis, teilte sie aber nicht
vollständig. Das Schweizer Fernsehen erachte das Gespräch als misslungen und
bedaure dies; man habe das umstrittene Zitat im Kontext des BZ-Interviews jedoch
durchaus als auf das generelle Wesen der Muslime bezogen deuten können. Dabei
zitierte das SRF zur Verdeutlichung der eigenen Position eine andere Passage aus Thiels
Interview in der BZ, wo dieser über seine muslimischen Gastgeber in Kashmir folgende
Aussage machte: "Die sind alle gehirngewaschen und haben einen an der Waffel." 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.01.2015
MARLÈNE GERBER

Am 14. Mai 2015 verloren die Schweizer Muslime mit Hisham Maizar nicht nur eine
grosse Persönlichkeit, sondern auch "das Gesicht des Schweizer Islam"  wie das St.
Galler Tagblatt titelte. Der in St.Gallen wohnhafte Schweizer mit palästinensischen
Wurzeln war stets für seine Besonnenheit und die Fähigkeit, einen konstruktiven Dialog
über Religionsgrenzen hinweg führen zu können, gelobt worden. Seinen Zutritt auf das
Parkett der Schweizer Religionspolitik hatte Maizar nach den Anschlägen von 9/11
gefunden. Der ehemalige St. Galler Bischof Ivo Fürer hatte ihn davon überzeugt wie
wichtig es sei, dass die Schweizer Muslime gerade vor diesem Hintergrund mit einer
vereinten Stimme in den Medien präsent seien und sich von extremistischen Positionen
abgrenzten, um zugleich auch als verlässlicher Partner der Rechtsstaatlichkeit
wahrgenommen zu werden. In den knapp 15 Jahren seines Schaffens hatte dieses
Anliegen stets oberste Priorität erhalten, weshalb er zunächst den Dachverband
Islamischer Gemeinden der Ostschweiz (DIGO) und später, im Jahr 2006, die
Föderation Islamischer Dachorganisationen (FIDS) gegründet und bis zu seinem Ableben
auch präsidiert hatte. Einer breiteren Öffentlichkeit wird Maizar aber wohl in erster
Linie in seiner Rolle als Präsident des Schweizerischen Rates der Religionen (SCR) in
Erinnerung bleiben, welcher mit Vertretern unterschiedlichster
Religionsgemeinschaften primär als Ansprechpartner für Bundesbehörden fungiert. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.05.2015
MELIKE GÖKCE

Mit dem Ableben von Hisham Maizar im Frühjahr 2015 wurden zeitgleich drei
Präsidialposten in wichtigen religionspolitischen Organisationen (DIGO, FIDS, SCR) frei,
die es nun zu besetzen galt. Im Falle der DIGO war rasch klar, dass Bekim Alimi diesen
Posten – zunächst interimistisch – übernehmen würde. Die Besetzung des Vorsitzes des
SCR und der FIDS erwies sich indes als etwas anspruchsvoller. Der Schweizerische Rat
der Religionen beschloss zunächst den christkatholischen Bischof Harald Rein ad
interim auf diesem Posten einzusetzen, bis er schliesslich im Juni eine definitive
Lösung werde vorweisen können. Diese wurde am 22. Juni dann auch in der Person von
Gottfried Locher, Präsident des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes,
gefunden und mit einer Wahl bestätigt. Die grösste Lücke, die es nun noch zu
schliessen galt, war die Besetzung des Vorsitzes der FIDS. Wer auch immer dieses
Vermächtnis antreten sollte, würde stets im Hinterkopf behalten müssen, dass er hier in
die Fussstapfen jenes Mannes treten würde, der als erster den Schweizer Muslimen eine
eigenständige Infrastruktur und insbesondere eine gesellschaftliche Identität
geschaffen hatte. Ebenfalls im Juni wurde schliesslich auch dieser freie Sitz besetzt:
Der in der Deutschschweiz noch relativ unbekannte Waadtländer Montassar BenMrad
wird die Nachfolge von Maizar bei der FIDS antreten, wobei er zugleich mit dem
Vizepräsidium beim SCR beauftragt werden wird. 18

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.07.2015
MELIKE GÖKCE
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Im Sommer dieses Jahres fand die Flüchtlingsdebatte ihren Einzug auch offiziell in
Institutionen, welche sich ausserhalb des tagespolitischen Geschehens bewegen – die
Landeskirchen. Diverse Kantone schienen mit ihren bis dahin gängigen
Unterbringungsmöglichkeiten wie Zivilschutzanlagen oder Pfadiheimen an ihre
Kapazitätsgrenzen gestossen zu sein, weshalb sie sich entschieden, ein Gesuch an
"höherer Stelle" einzureichen. Im Kanton Bern beispielsweise wurde nach einer
Behördenanfrage eine Anzeige in den Pfarreiblättern geschaltet, in welcher man sich
bei den Mitgliedern nach freiem Wohnraum für Flüchtlinge erkundete. Aber auch in den
Kantonen Zug, Schwyz oder Luzern hoffte man auf die Hilfe kirchlicher Institutionen.
Oft stiess man aber wider Erwarten auf verschlossene Pforten. Die Argumente für die
ablehnende Haltung äusserten sich dabei oft in ähnlicher Weise: Es sei nicht genug
Platz vorhanden, um zusätzlich Leute unterzubringen und zudem wäre die
Nutzbarmachung des vorhandenen Platzes oft mit zusätzlichen Umbaumassnahmen
verbunden. Des Weiteren befürchte man teilweise grosse Einschnitte im Alltag der
bisherigen Bewohner – Störung der klerikalen Gepflogenheiten oder Einschränkung der
Privatsphäre als Beispiele –, zumal man den Asylsuchenden keine besondere
Unterhaltung bieten könne und diese folglich mit Nichtstun beschäftigt wären. Diese
Haltung rief aber auch Kritiker auf den Plan: Viele Gotteshäuser schienen in der Frage
der Nächstenliebe ihre Grenze beim traditionellen Engagement in der Form von
Betreuungsprogrammen wie Deutschkursen oder Rechtsberatungen zu ziehen. Die
Kritik richtete sich an dieser Stelle aber primär an die Kirchenoberen; die Kirchenbasis
setze sich bereits für die Menschen in Not ein. So setzte beispielsweise Matthias Hui
(Co-Redaktor der Zeitschrift "Neue Wege") gemeinsam mit anderen Mitgliedern aus
seinem Netzwerk "Kirche? NordSüdUntenLinks" eine "Migrationscharta" auf, welche
Kirchen konkret aufforderte, schärferen Protest gegen die heutige Migrationspolitik zu
äussern und sich mehr in die Debatte einzubringen. Walter Müller, Sprecher der
Bischofskonferenz, wollte diesbezüglich keinen Kommentar abgeben, liess es sich aber
nicht nehmen zu betonen, dass die Tagespolitik kein Einmischungsfeld der Kirche
darstelle. 
Der Bischof des Bistums Basel, Felix Gmür, schien diesbezüglich aber eine gänzlich
andere Meinung zu vertreten: Über Monate wurde er nicht müde, Kritik an der
Asyldebatte in der Schweiz zu üben und die Engstirnigkeit mancher Politiker
anzuprangern. Die Grenzen für Asylsuchende zu schliessen sei "völlig daneben" und
bringe im Endeffekt niemandem etwas; die westlichen Länder müssten sich ihrer
Verantwortung stellen. Auf diese Aussagen Gmürs folgte wiederum Kritik aus den
Reihen der politischen Elite – überraschenderweise ausgerechnet von Seiten des CVP-
Präsidenten Christophe Darbellay. Seiner Auslegung nach könne die Kirche nicht nur
Offenheit predigen, sondern müsse ihren Worten auch Taten folgen lassen. Bischof
Gmür liess sich diesbezüglich nicht zweimal bitten: Er setzte ein Zeichen, indem er
Anfangs August 2015 ankündigte, dass das Bistum prüfen lassen wolle, ob die
Wohneinheiten des Schlosses Steinbrugg in Solothurn für diesen Zweck geeignet seien.
Im September konnte er sodann auch, nach einem Behördentreffen zwecks Klärung
organisatorischer Fragen, einen positiven Bescheid verkünden; es sollen
Wohneinheiten für bis zu zwölf Personen geschaffen werden, welche nach
Umbauarbeiten – Rückbau von Büroräumlichkeiten – voraussichtlich ab Ende Oktober
2015 bezugsbereit sein könnten. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.07.2015
MELIKE GÖKCE

Kaum war das Jahr 2019 eingeläutet, griffen die Medien auch schon den ersten
politischen Dauerbrenner auf: das Verhältnis von Kirche und Staat. Die über Jahre und
Jahrzehnte auch in der Schweiz viel diskutierte Frage nach der Politisierung der Kanzel
wurde Anfang Jahr mit der Ankündigung über die Neugründung eines Think-Tanks
«Kirche/Politik» neuerlich aufgekocht. Dessen Initiatoren, der CVP-Präsident Gerhard
Pfister (ZG) und die Freiburger FDP-Stadtparlamentarierin und Theologin Béatrice
Acklin Zimmermann, stiessen sich gemäss dem Tages-Anzeiger an der
Selbstgerechtigkeit, mit der sich Kirchenleute bisweilen zu politischen Themen
äusserten und an der fehlenden Zurückhaltung hinsichtlich sachspezifischer
Stellungnahmen und Abstimmungsparolen. Aktive Positionierungen wie beispielsweise
von Bischof Felix Gmür zur Energiestrategie, von Grossmünsterpfarrer Christoph Sigrist
zur Durchsetzungsinitiative oder vom Zürcher Generalvikar Josef Annen zu den
Sozialdetektiven, aber auch Aussagen wie jene der Zürcher Synodalratspräsidentin
Franziska Driessen über die Unwählbarkeit der SVP oder die Absprache des
Katholischseins von SVP-Nationalrätin Natalie Rickli (ZH) im Rahmen der No-Billag-
Initiative waren mitunter Stein des Anstosses. Dieses Verhalten gleiche einem «tiefe[n]
Rückfall ins Mittelalter» und sei «politreligiöser Populismus», wie sich die Initiatoren
gegenüber dem Tages-Anzeiger äusserten. Es gehe ihnen nicht darum, die Kirchen
«politisch zu sterilisieren», diese könnten und sollten sich weiterhin einbringen. Es

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.01.2019
MELIKE GÖKCE
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stelle sich hier also weniger die Frage, ob sich die Kirchen einbringen sollten, sondern
vielmehr, wie sie es täten. Gerhard Pfister betonte, es gehe nicht an, dass Kirchen mit
biblischen Normen Politik machten, zumal die Kirchenleute oft nur schlechte
Kenntnisse über die Dossiers hätten und nur zu gerne ausser Acht liessen, dass es bei
der Tagespolitik um Kompromisse gehe. Die Kirchen könnten sich durchaus in die
Diskussion einbringen, seien in diesem Kontext aber lediglich eine unter vielen Stimmen
– und «keine bessere». Zudem beklagte Pfister, dass die Kirchen nebst dem
Kompetenzproblem auch ein Glaubwürdigkeitsproblem hätten: Durch ihr derartiges
Einmischen in die Tagespolitik scheuten sie sich davor ihr Alleinstellungsmerkmal – die
katholische Soziallehre – zu vertreten und wollten stattdessen wie alle anderen sein. So
würden sie aber lediglich noch zu «Sozialarbeitern» und damit auch verzichtbar. Acklin
Zimmermann plädierte dafür, dass sich die Kirchen wieder vermehrt auf die Ethik
zurückbesinnten und weniger über Moral diskutierten. Statt mittels politischer
Stellungnahmen sollten sie den Meinungsbildungsprozess vermehrt über ihr ethisches
Wissen und entsprechende Beiträge unterstützen. Zudem wünsche sie sich, dass die
Kirchen sich breiter und auch vermehrt mit eigenen Themen einbrächten, schliesslich
hätten sie sich lange genug lediglich auf bioethische Anliegen fixiert, was ihnen den
Vorwurf der Fokussierung auf Themen wie Abtreibungen und Homosexualität
eingebracht habe.
Mit ebensolchen Fragen wolle sich der Think-Tank nun einmal jährlich an einer
öffentlichen Tagung beschäftigen und in diesem Rahmen zugleich Wertbegriffe wie
Freiheit und Verantwortung oder Fragen der Menschenwürde diskutieren. Unterstützt
wurden die beiden Initiatoren von Bundesparlamentarierinnen und -parlamentariern
wie Eric Nussbaumer (sp, BL), Claudio Zanetti (svp, ZH) und Maja Ingold (evp, ZH) sowie
von Theologen verschiedener Konfessionen wie Alt-Abt Berchtold Müller,
Theologieprofessor Ralph Kunz und dem Glarner Kirchenratspräsidenten Ulrich
Knöpfel. Letztgenannter, der zugleich auch Ratsmitglied des SEK ist, zeigte sich auf
Anfrage der Online-Plattform Ref.ch bezüglich dieses Umstandes aber eher überrascht:
Knöpfel bestätigte gegenüber der Redaktion, dass er im November als Privatperson an
einem Treffen mit Pfister und Acklin Zimmermann teilgenommen habe und in diesem
Rahmen über Kirche und Politik diskutiert worden sei, dass aber gleich ein Think-Tank
gegründet wurde, sei ihm neu. Man habe in diesem Gespräch u.a. lediglich erwogen,
2019 eine Veranstaltung zu diesem Thema durchzuführen. Dennoch teile er
grundsätzlich das Anliegen der Initiatoren, dass die Kirche sich nur in Ausnahmefällen
zur Tagespolitik äussern solle.
Gänzlich anderer Ansicht war hingegen der Zürcher Neumünsterpfarrer Res Peter, der
sich ob der Forderung der Initiatoren nur wenig überrascht zeigte. Peter, der sich
selbst regelmässig in die politische Debatte einbringt – beispielsweise im Rahmen der
Selbstbestimmungsinitiative oder der Unternehmenssteuerreform III – meinte
gegenüber Ref.ch lediglich: «Es tut Politikern weh, wenn man konkret wird.» Es sei
durchaus gut, dass Ethiker differenziert abwägten und diskutierten, im Unterschied zu
ihnen sei es aber nun einmal seine Aufgabe als Pfarrer, Schlussfolgerungen zu ziehen
und seine Überlegungen mit seiner Gemeinde zu teilen.
Die Diskussion um das neue Projekt wurde indes nicht nur zwischen den entzweiten
Kirchenvertretungen ausgetragen; auch auf Mitinitiator Gerhard Pfister prasselte einige
Kritik ein. Besonders die WOZ unterstellte ihm Bigotterie, da seine Kritik an den
Kirchenleuten lediglich situationsbedingt ausfalle. Während Pfister in seiner
Propagierung der Schweiz als ein christliches Land vor lauter Fixierung auf den
islamischen den christlichen Fundamentalismus vergesse, sei sein «Glaubensfass»
durch ein «Eintreten für ein Mindestmass an Grundrechten» – wie es beispielsweise in
der Asyldebatte vorgenommen worden war – zum Überlaufen gebracht worden. Die
weitläufigen und zumeist auch diffamierenden Kirchenpositionen im Rahmen der
Diskussionen um die «Ehe für alle» hätten hingegen nie zur Diskussion gestanden. Auch
stiess Pfisters Aussage, dass wir uns im Falle des Versäumnisses, Religion und Politik zu
trennen, einem «Gottesstaat à la Iran» näherten, auf grosse Kritik. Gemäss der WOZ sei
die Schweiz sehr weit von diesem Szenario entfernt. Es bestehe viel mehr die Gefahr,
dass die Schweiz zu einem Unrechtsstaat werde, wenn wir uns weiterhin um
Abstimmungsvorlagen bemühten, die offensichtlich die Menschenrechte tangierten.
Vor diesem Hintergrund sei es auch von Kirchenleuten nichts anderes als ein reiner
ziviler Akt, ihre Stimme gegen das Unrecht zu erheben. 20
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Nachdem 2015 ein Dutzend Personen das Schweizer Pendant zur deutschen Bewegung
Pegida gegründet und die Städte Basel und Frauenfeld erfolglos um
Demonstrationsbewilligungen ersucht hatte, blieben auch 2016 sämtliche
Kundgebungsversuche von Pegida Schweiz ohne Erfolg. Zwar erteilten die Stadtbasler
Behörden dem Verein im Januar eine Bewilligung für eine Demonstration, nachdem
jedoch gewaltbereite Gruppierungen aus rechts- und linksextremen Kreisen ihre
Teilnahme an jener Kundgebung respektive an einer Gegenkundgebung angekündigt
hatten, wurde die Bewilligung aus Sicherheitsgründen wieder entzogen. Alle weiteren
Gesuche für Demonstrationen in den Städten Aarau, Frauenfeld und Luzern wurden von
den jeweiligen Behörden ebenfalls nicht bewilligt. Auch wenn Pegida Schweiz-Präsident
Mike Spielmann, Mitglied der rechten Kleinstpartei Direktdemokratische Partei, in der
Folge unbewilligte Demonstrationen angekündigt hatte, kam es nie zu einer solchen.
Gegenüber der NZZ sagte ein Beobachter der rechtsextremen Szene, Pegida Schweiz
verfüge über eine geringe Mobilisierungsfähigkeit und sei in erster Linie ein
„aufgeblasenes Medienprodukt“. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.01.2016
SAMUEL BERNET

In der Debatte um die bevorstehende Selbstbestimmungsinitiative veröffentlichte die
Weltwoche Anfang November 2018 einen Artikel über eine scheinbare Verbindung
zwischen dem ungarisch-amerikanischen Milliardär George Soros und der Operation
Libero, welche die Initiative bekämpfte. Soros finanziert weltweit Zivilgesellschaften mit
Spendegeldern; 2017 soll er seiner Stiftung Open Society Foundations (OSF) 18 Mrd. US-
Dollar übertragen haben. Die Stifung setzt sich nach eigenen Angaben in über 60
Ländern unter anderem für journalistische Projekte, mehr Demokratie, Bildung,
Menschenrechte und gegen Diskriminierung ein.
Einem durch Soros und seine Stiftung finanzierten europapolitischen Think-Tank, dem
EFCR, gehört auch die Co-Präsidentin der Operation Libero, Flavia Kleiner, an, weshalb
die Weltwoche nun die Frage stellte, ob auch Operation Libero von Geldern Soros'
profitiere. Kleiner habe diesen Verdacht auf Anfrage entrüstet zurückgewiesen und
darauf aufmerksam gemacht, dass sich Operation Libero ausschliesslich über
Crowdfunding finanziere.
Der Abstimmungskampf um die Selbstbestimmungsinitiative, dies schrieb das Online-
Magazin «Republik» ein paar Tage später, gestalte sich im Hinblick auf die Soros-Frage
nur an der Oberfläche «weichgespült». In Wirklichkeit sickere «die Rhetorik der neuen
globalen Rechten» in die Debatte ein und es würden gezielt Verschwörungstheorien
verbreitet, deren gemeinsamer Nenner George Soros als zugleich «grösster
gemeinsamer Feind der extremen Rechten» sei. In den USA bewirtschafte ihn die
Rechte seit Jahren als Feindbild und Initiator jeglicher Protestbewegungen. Unter
rechtsextremen Verschwörungstheoretikern, so die Republik weiter, gelte der Jude
George Soros unterdessen als Wurzel des Bösen; ihm werde vorgeworfen, die
Weltherrschaft übernehmen zu wollen. Soros' Kampfzone, stellte die Weltwoche auf der
anderen Seite fest, habe sich vom Sozialismus in den 1970er- und 1980er-Jahren auf die
rechtskonservativen Bewegungen verlagert. Die OSF betreibe gar einen «Kreuzzug
gegen die Rechtskonservativen».
Wie die Republik aufzeigte, war die Debatte um die Abhängigkeit der Operation Libero
von Soros' Geldern aber nicht in der Weltwoche entbrannt, die das Thema lediglich
aufgegriffen hatte, sondern auf Social Media und auf der Website der
nationalkonservativen Bewegung «Brennpunkt Schweiz». Drei Wochen später zitierte
die Aargauer Zeitung eine Stellungnahme der OSF. Demnach habe man die Stiftung
Operation Libero «nie finanziell» unterstützt, denn die OSF sei nicht in Parteipolitik
involviert. Flavia Kleiner wiederholte zudem gegenüber der Aargauer Zeitung ihre
Aussage aus der Weltwoche, wonach sie oder die Operation Libero nie Geld von Soros
oder einer seiner Stiftungen erhalten hätten. Es verblüffe sie aber, dass das
Engagement Soros' verteufelt und von rechten Verschwörungstheoretikern missbraucht
werde. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.11.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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